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Die Kleinen interessieren am meisten
UNTERLAND. Drei Prozent aller Stimmberechtigten besuchten im
Schnitt die Gemeindeversammlungen in den letztenWochen. Der
Trend dabei ist: Je grösser eine Gemeinde, desto weniger interessiert
die Bürger das Schicksal ihresWohnortes.
INTERVIEW: ANDREAS FREI
InWasterkingen sorgte die Überbauung
Hueb an der Gemeindeversammlung für
die höchste Beteiligung im ganzen Un­
terland.58 der 424 Stimmberechtigten tra­
fen sich im Dorfhuus.Das entspricht gut
14 Prozent der Stimmberechtigten. Da­
mit stossen die Rafzerfelder den übli­
chen Spitzenreiter Regensberg vomThron.
Auch in Bassersdorf erschienen 58 Bür­
ger zur Gemeindeversammlung, sorgten
damit aber für den Negativrekord im
Unterland (0,83 Prozent). SogarWeiach,
rund zehnmal kleiner als Bassersdorf,
durfte mehr Stimmberechtigte begrüs­
sen. Richtig voll war es in der Mehr­
zweckhalle Ebnet in Nürensdorf, wo die
323 Bürger (8,6 Prozent) über einen um­
strittenenKreisel abstimmten. InWangen­
Brüttisellen mussten für die 162 Stimm­
berechtigten (3,5 Prozent) Klappstühle
herbeigeschafft werden. In Niederglatt
nahmen 180 Personen (6,3 Prozent) an
derAbstimmung über den Polizei­Zweck­
verband Ronn teil, in Otelfingen lockte
ein Asylbauprojekt 192 Leute (11 Pro­
zent) an die Versammlung.
Auffallend ist, dass – mit Ausnahme
von Nürensdorf – alle Gemeinden, die
vier Prozent oder mehr Stimmberechtig­
te an ihreVersammlung lockten,weniger
als 5000 Einwohner haben. Je grösser
eine Gemeinde ist, desto kleiner das In­
teresse für die demokratischen Abläufe.
Was hinter dieser Theorie steckt, erklärt
PolitologeThomasWidmer von der Uni­
versität Zürich.
Durchschnittlich gehen nur drei Prozent
der Stimmberechtigten an die Gemeinde-
versammlungen. Was ist der Grund für
dieses mangelnde Interesse?
Thomas Widmer: Die geringe Beteili­
gung bei Gemeindeversammlungen hat
wesentlich damit zu tun, dass der Auf­
wand bei einerTeilnahme deutlich höher
ist als bei Urnenabstimmungen, beson­
ders, wenn man an die briefliche Stimm­
abgabe denkt. Die teilweise tiefe Be­
teiligung ist dann problematisch, wenn
dadurch verzerrte Entscheide zustande
kommen.Aufgrund von Untersuchungen
wissen wir, dass nur selten nachträgliche
Urnenabstimmungen eingefordert wer­
den und erfolgreich sind,was darauf hin­
deutet, dass die Gemeindeversammlungs­
entscheide akzeptiert werden.
In kleineren Gemeinden ist die Beteili-
gung grösser. Liegt das am Gefühl, etwas
bewegen zu können, während sich der
Bürger in einer grösseren Gemeinde als
hilfloser Spielball der Masse sieht?
DieGemeinden unterscheiden sich nicht
nur in ihrer Grösse, sondern auch in
vielen anderen Belangen. Das Zürcher
Unterland kennt sehr unterschiedliche
Gegenden mit eigener Identität. Da in
der Regel kleinere Gemeinden auch
ländlichere Gemeinden sind mit einer
höheren Bedeutung der Landwirtschaft,
mit mehr Eigenheimbesitzern, Familien
mit Kindern und alteingesessenen Bür­
gerinnen und Bürgern, ist dort die Ver­
bundenheit mit der Gemeinde grösser.
Zudem stellt die Gemeindeversammlung
in derartigen Gemeinden auch einen
wichtigen sozialen Anlass mit einer ge­
wissenVerbindlichkeit dar.Aufgrund der
starken Konkurrenz durchVeranstaltun­
gen aller Art und die stets wachsende
zeitliche Belastung in der Arbeitswelt
fällt die Teilnahme auch bei grösseren




Gemeindeversammlungen geht es oft um
unattraktive Zahlenthemen.Diese werden
dann vom Finanzvorstand noch einge-
hend erklärt.Wie könnte eine Gemeinde
eine derart trockeneVeranstaltung attrak-
tiver gestalten?
In der Tat werden an Gemeindever­
sammlungen teilweise Fragen behandelt,
die – im Kontrast zu Angeboten der
Unterhaltungsindustrie – als wenig at­
traktiv erscheinen. Gerade die Steuer­
fussdebatte ist aber eine einzigartige Ge­
legenheit, um mitzubestimmen, wie viel
Steuern man selbst im kommenden Jahr
zu bezahlen hat.Die Geschäfte einer Ge­
meindeversammlung können durchaus
anspruchsvoll sein.Da ist esAufgabe des
Gemeinderates, diese Geschäfte in trans­
parenter Weise darzulegen, damit die
Bürger gut informierte Entscheide tref­
fen können.
Werden Sachgeschäfte behandelt, nimmt
die Beteiligung zu. Wäre es aus diesem
Grund anzustreben, dem Volk mehr Ge-
schäfte vorzulegen, über die der Gemein-
derat theoretisch auch selber bestimmen
könnte?
Sachgeschäfte mobilisieren unterschied­
lich stark. Der Kreis direkt Betroffener
kann natürlich mit der Zahl der Geschäf­
te erweitert werden, es nimmt aber auch
der Aufwand für die Teilnahme zu. Die
Zuständigkeiten von Gemeinderat, Ge­
meindeversammlung undVolk werden in
der Gemeindeordnung festgelegt, die
wiederum das Resultat eines demokrati­
schen Prozesses ist.Wenn wir die Finanz­
kompetenzen der Gemeindeversamm­
lungen betrachten, können wir feststel­
len, dass bei kleinen Gemeinden die
Schwellenwerte – pro Kopf betrachtet –
erheblich höher angesetzt sind als bei
grossen Gemeinden. Ich würde aber da­
raus nicht schliessen, dass deswegen die
Beteiligung bei kleinen Gemeinden hö­
her ausfallen würde.
Die Einladung zur Gemeindeversamm-
lung ist oft im Mitteilungsblatt versteckt.
Das Weisungsheft, wenn es noch zuge-
stellt wird, ist dick und unattraktiv. Wie
könnten die Behörden dies verbessern?
Die Einladungen zu den Gemeindever­
sammlungen erfolgen in sehr unter­
schiedlicher Form. In diesem Bereich ist
in den letzten Jahren relativ viel gesche­
hen, und zwar aus zwei Gründen: erstens
wegen des finanziellen Drucks und zwei­
tens, weil man die Einladungen attrakti­
ver gestalten wollte.Die Situation gestal­
tet sich aber je nach Gemeinde unter­
schiedlich, sodass es mir schwerfällt, ge­
nerelle Empfehlungen abzugeben.
Wäre es eine Variante, das Interesse der
Bürger mittels besserer Politikbildung auf
kommunaler statt nationaler Ebene in der
Schule zu fördern?
Grundsätzlich könnte die politische Bil­
dung in der Schweiz durchaus gestärkt
werden. International vergleichende Stu­
dien geben Hinweise, dass der Wissens­
stand in der Schweiz diesbezüglich nicht
besonders hoch ist. Ich bin der Auffas­
sung, dass die politische Bildung alle
Ebenen angemessen behandeln sollte.
Zuständig für diese Frage ist aber in ers­
ter Linie der Kanton.
BeiAktionärsversammlungen werden gan-
ze Taschen mit Geschenken abgegeben
und es gibt reichhaltige Apéros. Könnten
solche Mittel ebenfalls mehr Stimm-
bürger an die Gemeindeversammlung
locken?
DieseMöglichkeiten sindmeines Erach­
tens beschränkt.Würde da von den Ge­
meinden erheblich investiert, bliebe die
Kritik wegen des Einsatzes von Steuer­
geldern wohl nicht aus. Alternative Fi­
nanzierungen – Stichwort Sponsoring –
sind aus demokratischer Sicht auch kei­
ne Lösung.Zudemmuss man festhalten,
dass viele Gemeinden nur schon aus
räumlichen Gründen gar nicht in der
Lage wären, Gemeindeversammlungen








Personen in % in %
Wasterkingen 422 58 13,74 8,3
Lufingen 1130 155 13,72 7,0
Regensberg 321 44 13,71 13,1
Boppelsen 881 103 11,69 6,7
Otelfingen 1688 192 11,37 4,4
Bachs 452 47 10,40 8,1
Nürensdorf 3747 323 8,62 3,0
Schleinikon 525 44 8,38 5,3
Weiach 739 59 7,98 6,1
Hüntwangen 703 51 7,25 6,8
Freienstein-Teufen 1592 113 7,10 4,1
Niederglatt 2839 180 6,34 3,5
Wil 991 62 6,26 4,2
Niederweningen 1806 109 6,04 6,3
Oberembrach 764 44 5,76 11,3
Schöfflisdorf 955 55 5,76 5,3
Rorbas 1518 78 5,14 2,6
Hochfelden 1345 68 5,06 4,8
Hüttikon 489 23 4,70 5,5
Dänikon 1135 47 4,14 3,7
Neerach 2238 92 4,11 3,5
Bachenbülach 2458 98 3,99 2,6
Dällikon 2186 87 3,98 2,5
Wallisellen 8521 311 3,65 3,0
Höri 1371 50 3,65 3,9
Wangen-Brüttisellen 4550 162 3,56 1,9
Rafz 2680 95 3,54 3,9
Eglisau 2894 94 3,25 3,2
Steinmaur 2157 66 3,06 2,6
Stadel 1452 41 2,82 3,6
Glattfelden 2840 77 2,71 2,4
Winkel 2851 76 2,67 2,5
Oberweningen 1122 29 2,58 4,2
Dietlikon 4536 110 2,43 3,0
Dielsdorf 3491 84 2,41 2,1
Oberglatt 3129 66 2,11 1,9
Niederhasli 5265 104 1,98 1,7
Regensdorf 9357 179 1,91 1,7
Embrach 5527 104 1,88 1,6
Rümlang 4170 72 1,73 1,6
Buchs 3528 60 1,70 1,8
Bassersdorf 6956 58 0,83 1,3
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Statistik zeigt, arbeiten die
Unterländer Gemeinden
besonders eng und häufig
zusammen.
ALEXANDER LANNER
Das StatistischeAmt des Kantons Zürich
hat in ihrer aktuellen Publikation festge­
halten, wie stark die Gemeinden mitein­
ander vernetzt sind. Mit Ausnahme der
Stadt Zürich sind alle Gemeinden in
mindestens einem Zweckverband orga­
nisiert. Spitzenreiter in dieser Statistik
sind die beidenUnterländer Gemeinden
Steinmaur undWil. Beide bringen es je­
weils auf zwölf Mitgliedschaften.
Wie die Statistik weiter zeigt, nimmt
mit zunehmender Urbanität und steigen­
der Finanzkraft die Anzahl Mitglied­
schaften ab. Vor allem sind es ländliche
und finanziell eher schwach gestellte
Gemeinden, die von Zweckverbänden
Gebrauch machen. Darüber hinaus ent­
scheide die geografische Nähe, wer mit
wem zusammenarbeitet. Besonders eng
arbeiten gemäss Statistik die Bezirke
Bülach und Dielsdorf zusammen. Hier
kommen Verbände nicht nur zahlreich,
sondern auch grossflächig vor.Besonders
die Gemeinden des Rafzerfelds und des
Embrachertals weisen eine dichte Ver­
flechtung auf.
Zweckverbände konnten sich in der
Vergangenheit in verschiedensten Berei­
chen etablieren. Besonders viele sind in
denThemenbereichenAbwasser, Feuer­
wehr,Wasserversorgung, Zivilschutz so­
wie Schule registriert. Auch hier bietet
das Unterlandmit dem Postautoverkehr
zwischen Stadel und Neerach eine Ein­
zigartigkeit. Dieser Zweckverband ist
der Einzige, der im Bereich Verkehr re­
gistriert ist.
Viele kleine Zusammenschlüsse
Hinsichtlich der Grösse der einzelnen
Verbände gibt es markante Unterschie­
de. Mehr als die Hälfte aller Zweckver­
bände zählen weniger als vier Mitglieds­
gemeinden. Der kleinräumige Zusam­
menschluss ist somit am weitesten ver­
breitet.Am anderen Ende der Rangliste
liegen fünfVerbände, die aus mehr als 30
Mitgliedsgemeinden bestehen. So sind
beispielsweise im Zweckverband Spi­
tal Bülach 35 Gemeinden zusammenge­
schlossen, in der Planungsgruppe Zür­
cher Unterland (PZU) 30.Zweckverbän­
de sind somit über die Bezirksgrenzen
hinaus tätig. Gemeinden des Furttals
wirken wegen ihrer Mitgliedschaft im
Spitalverband Limmattal als Bindeglied
zwischen den Bezirken Dietikon und
Dielsdorf. Seite 16
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ne am Bahnhof Otelfingen sind gezählt.
Auf Antrag der Swisscom hat der Ge­
meinderat beschlossen, dass auch er sei­
ne Zustimmung für die Schliessung der
öffentlichenTelefonzelle gibt.Die Swiss­
com hatte ihrenAntrag mit den wenigen
Anrufen begründet, die von diesemAn­
schluss aus getätigt werden. Durch die
geringeAnzahl würde das öffentliche In­
teresse an derAnlage fehlen, schreibt das
Telecomunternehmen in ihrer Erklä­
rung. (red)
ZWECKVERBÄNDE
Die 171 Gemeinden im Kanton Zürich
müssen für ihre Bewohner zahlreiche
Leistungen erbringen. Einige dieser Auf-
gaben verlangen die Abstimmung mit
umliegenden Gemeinden (zum Beispiel
die Regionalplanung), andere können
von kleinen Gemeinden aufgrund der
vorhandenen Ressourcen kaum effizient
ausgeführt werden – wie die Wasserver-
sorgung. Um Synergien zu nutzen und
Kosten zu sparen, kommt es deshalb
häufig zur Zusammenarbeit. Zweckver-
bände sind dabei mit Abstand die häu-





EineMeldung aus Oberglatt sorgt für
Aufsehen: Der Architekturwettbe­
werb für die Chliriethalle hat 8000
Franken mehr gekostet als geplant.
Grund: Die Jury brauchte einen zu­
sätzlichen Arbeitstag. 8000 Franken
für einenTag?Wie kommt das zustan­
de? «In der Jury sassen fünfArchitek­
ten», so Oberglatts Gemeindeschrei­
ber Christian Fuhrer. Ein Stunden­
lohn von 150 Franken sei bei Archi­
tekten nicht ungewöhnlich, fügt er an.
Zieht man von den 8000 Franken das
Taggeld von 290 Franken für den
sechsten Juroren und Gemeinderat
Stefan Binz ab und sagen wir mal 180
Franken für sechs Mittagessen, so hat
jeder der fünf Architekten rund 1500
Franken am Zusatztag verdient. Bei
acht Stunden Arbeit entspräche dies
einem Stundenlohn von 188 Franken.
«Die Details sind mir nicht bekannt.
Vielleicht hatten sie auch einen Zehn­
stundentag», sagt Fuhrer. Aber: Mit
1500 Franken hat der Juror an einem
Tag so viel verdient wie ein Durch­
schnittsbüezer in einerWoche. (cab)
